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Unsere Freunde im Land sind 'sehr besorgt über die neueste Entwicklung der l
Dinge. Die Kirchentage vom Sonntag und die gestrigen Pfarrkränze mit den l
Berichten von der Stuttgarter Sitzung vom 26.2.27 scheinen die in unserem l
Ausschreiben vom 23.2.37 ausgesprochenen Befürchtungen zu bestätigen: man l
stJrzt sich auf Sie zweite der genannten Möglichkeiten, den "Volksentscheid**
des gesamten Kirchenvolkes ohne Einschränkungen, aber ohne vorher die bin- \
dende Erklärung abzugeben, dass wir nicht zur Synode gehen. Wir waren uns \
zusammen mit Landesbischof und Landesbruderrat darüber klar, dass dieser \
Weg fJr uns der schwerere wäre, weil er von uns verlangte, uns eindeu- \
tig von etuaigen firfolg saussichten der Wahl freizumachen, uns auf die l
ftchristliche Gemeinde1' und nicht aufs "Kirchenvolk" zu verlassen und öffent-\
lieh zu bekennen, dass wir das Wahlausschreiben nach Voraussetzung und Ziel \
nicht anerkennen können. Nun zeigt sich aber, dass die Vertreter der l
"breiten Front" diese^Möglichkeit des Volksentscheides" als den leichte- \
stßn Weg ergreifen, weil er auch ohne sofortige Entscheidung gangbar ist l
und"für später alles offen lässt. Wir kommen dadurch in die grössten Schwiel
rigkeiten: man verlangt von uns "kirchliche Disziplin", was man ''kirchli- \
ehe s" Sandeln nennt, und spannt uns damit in eine "Einheitsfront" ein, in \
der wir nichts zu suchen haben. Ich hielt mich daher für- verpflichtet, l
heute dem Herrn Landesbischof die folgenden Bedenken vorzutragen, für die l
er volle* Verständnis zeigte: \

Der hauptsächlich apf die Gewinnung der kirchlichen "Rand- l
Siedler" abgestellte und nach den Gesichtspunkten der politischen Wahlen l
aufgezogene Propagandaapparat verträgt sich nicht mit der Losung: Kirche l
Jesu Christi oder Nichtkirche. Wir müssen uns entscheiden: sollen wir l
Evangeliumsverkündigung treiben, auch in den "Flugblättern" usw.! oder
"Wahlpropaganda"; sollen wir die christliche Gemeinde zum Bekenntnis ih- \
res Glaubens aufrufen oder sollen wir an die christlichen Reminiszenzen
des Kirchenvolkes appellieren; soll die Sorge um die Klarheit de'r Ent-
scheidungen oder die Sorge um die möglichst grosse Zahl unser Handeln be-
stimmen; sollen wir geistlich oder taktisch handeln? \

Es ist unehrlich, die Gemeinde und den Staat über unsere
Stellung zur gepanten "Generalsynode" im Unklaren zu lassen. Der "Aktions-
aus schus s "toi l l sich ausdrücklich die Entscheidung, ob und in welcher Form
wir uns an der Synode beteiligen können, für später vorbehalten. Man er-
wägt die Möglichkeiten, wenigstens zu "Liquzdationsverhandlungen" zusammen-
zutreten. Im Land wird das Bild gebraucht: zur Ehescheidung müssen die
Partner auch vor Gericht zusammentteten, wobei, dann offen bleibt, ob die
geplante Synode dem "Sühneversuch" entspricht, der dieee Partner noch ein-
mal zusammenbringen will, und der bekanntlich oft gelingt. Der Eifer
mit dem man die Entscheidung vertagen will, ist verdächtig. Wir mächten
mit der Synode nicht eine Neuauflage des Reichskirchenaus Schusses erleben:
man ertrug ihn mit der Begründung, er sei ja keine Kirchenleitung und
habe nur "Aufräumungsarbeit" zu leisten, man müsse"juristische und geist-
liche Leitung unterscheiden, wobei man dann von Fall zu Fall auch wieder
feststellte, dass sich beides nicht trennen lasse, usw.usw.,... Dieses
Schaukelspiel lässt sich mit der Synode wiederholen: wir möchten wissen,
ob man hingeht oder nicht, und statt darauf zu antworten, sagt man, die
Synode werde ja keine eigentliche Synode sein. Es geht jetzt nicht mehr
an, den geforderten Entscheidungen durch Interpretationskünste auszuweichen.
Ausserdem ist nicht einzusehen, was Kirche und Nicht-Kirche miteinander zu
verhandeln hätten. Das Bild von der Ehescheidung ist sehr gefährlich, weil
es 'Kirche und Nicht-Kirche als Partner ansieht, die etwas unter sich zu
teilen haben. Es kann sich keinesfalls um eine Aufteilung des volkskirch-
lichen Erbes handeln, nicht einmal vermögensrechtlich. Sonst geben wir ja
den Anspruch der Kirche auf und machen uns selbst zur Gruppe. Wir sind
auf der ganzen Linie Rechtsnachfolger in der Landeskirche, falls diese
in der jetzigen Form zu bestehen aufhören zollte und haben lediglich mit
d&m Staat darüber zu verhandeln, obe er diesen An&ruch anerkennt oder nicht.
Sollte er es nicht tun, so kann das an unserem Anspruch nichts ändern, nur
es ist seine Sache, wie er uns und die ändern abzufinden gedenkt. Keines-
falls aber können wir, wie es anscheinend auch in unseren Reihen erwogen
wird, in eine prozentuale Aufteilung des Erbes auf Grund des Wahlergeb-
nisses willigän. Wer das will, der soll dann lieber gleich mit den ändern
beisammenbleiben und vollen^'in die aenlantß MBa.f*hnT»nnT\-iQ**v^tt** ~-—innt —
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Kirche und Nicht~Kirche willigen: den Wahrheitsanspruch der Kirche hat er
dann so oder so aufgegeben.
oo r. K Xl«dör hat da8 >tWort *ur Lage» des Herrn Lande sbischof vom
M. teöruar 37 weithin die Neigung zu einer »schädlich-friedlichen» Lösunc
oei welcher der Waftrheitsanspruch der Kirche preisgegeben würde, befördert
£s wird von zwei "weit auseinander gehenden religiösen Gemeinschaften» ge-
redet, die, wie am Beispiel der kathoUschen Kirche gezeigt wirdt "im
Frieden» leben kannten, sobald slte nicht mehr in demselben ** *  Eaum bei-
einander sein müs s ten* Das erinnert an den Vertrag, d^n im Jahre 1929
weWur^ttbg. tondeskirche mit der Evang. Gemeinschaft auf dem Boden der
Gleichberechtigung abgeschlossen hat, wodurch 'sich unsere Kirche selbst
als Sekte betrachtete. Vielleicht würde man heute nicht mehr soweit ge-
ten wie damals, wo man sogar Doppelmitgliedschaft zwischen Kirche und
if.cht-Kirche erlaubte, wäil wir inzwischen besser gelernt haben, was Kir
i^,, aber grundsätzlich liegt die Parole: schiedlich- friedlich in dersel-
oen Linie. Freilich haben wir auch ein Interesse daran, dass »die reli-
nlll*  n ^S*^^ r5?*^n0en nicht mehr einen für den Staat und die Volks-
gemewchaft bedrohlichen Charakter haben«. Aber ist es erlaubt, dem

**  *»B\ing:urit*r  diesem Gesichtspunkt zu empfehlen? Entweder
r+ yj f ,<?ar*n' 0

 Dann Beutet das, dass wir bereit sind, - ims
**  °f^e äer S* kt*  «^«w/truJtfn, die interhalb des ihr zuge-
******  unbehelligt bleibt, dafür aber auch si.ch mit dem Vorhan-
ir  nichtchristlichen Veit vor ihren T oren sowie anderer «jte2t-

Kircht

en" ~ so ™**  "»̂  dann freilich sagen- abgefunden hatf
« wa9™- Es ist durchaus denkbar, das* der Staat

-d&T für ihn d^istigsten zustimmen würde. Das wäre
friedensschluss, und wir wären in derselben Lage wie heute

n\°ht nur d* shal» unbehelligt bleiben, weil der Staat
^^^ri Verpflichtungen hat - das wäre sehr
T ^ndem weil sie keinen Oeffentlichkeitsanspruc*
jZich' wi*  schnell die 'Volkaktrchltr* von ge-

in« di*  *****  «'Mön Bereit sind, nachdem mit dem
Schutzes der Volkskirche su rechnen ist. Das zeigt

» I***™**m  Mnter dem Kampf u* die Erhaltung der3^nden: es 9*ng .um* die Erhaltung eines möglichst 'grossen
Raumö$ &  di*  Kir°he ™ v°lk>  ab* r nicht um<n e! ; ön aumö$ &  di*  Kir°he ™ v°lk>  ab* r nicht um

2 1Van^ dea totalQn Anspruches der christlichen Verkündigung
- * Und damit auch Gu^ das 9an*Q Volh>  d* nn dieser Anspruch
* cawn' wi*» i*l  to™ die r- die Kirche hat und in welcher Form

o r*  *?" ^aat r^9^1t. E alten wir diesen Anspruch fest,
*°  Klr*  b1^*™ . dann können wir nicht an dii Friedlich-
%  ̂ fjl^ubm. Wir betrügen aber den Maat, wenn uir ihm das

n**\ ereir' *Q9en- Wr könen. dem Staat keine »friedliche» Lö-
denn ülese könnte allein darin bestehen, dass uns^r Volk

Käme, waa »4 erreichen weder in der Hand des Staates noch
liegt. 1/lir müssen ehrlicherweise sagen, dass wir nicht auf-

 ̂ rr M *?ljen -Anspruch Christi auf unser ganzes Volk zu sei-
„,,„ k  ̂ äeiljih* zu verkündigen, von welchem "Winkel" aus wir das
2i? n U o!" *"*"****.  Das muss ehrlich gesagt und von beiden Seiten
mit all se^&

n
nfolgten ehrlich getragen werden.

..„. sind allen Pfarrern in Form
von Lutherworten zugegangen. Auf dem-

fnin**  n»«  ̂ + u* -J üö*?r n])i*  Bedeutung der Kirchenwahln
{*t  ;̂ T/f^L.*** *  totenal, das nicht dringend genug empfohlen werden kann
IfiL+^JZt?*9^*1™*1*  Qäör SQMQ">  der w allem den Amtsbrüdern be-kfL™+ gemacht und interpretiert werden muss.

Hermann Diem.


